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Aktenzeichen:

ECLI:

 
Tenor:

I. Der Betroffene wird darauf hingewiesen, dass ihm
Wiedereinsetzung in die Frist zur Begründung des Antrags
auf Zulassung der Rechtsbeschwerde gegen das Urteil des
Amtsgerichts Geilenkirchen vom 20. Oktober 2023 gewährt
werden kann, wenn er innerhalb einer Frist von einem Monat,
die mit der Zustellung dieses Beschlusses beginnt, den
Zulassungsantrag (noch einmal) formgerecht begründet.

II. Die Akten werden zur Entgegennahme einer etwaigen
(weiteren) Begründung des Zulassungsantrags an das
Amtsgericht Geilenkirchen zurückgegeben.

 
Gründe:

I.

Mit Urteil vom 20. Oktober 2023 hat das Amtsgericht Geilenkirchen den Einspruch des
Betroffenen gemäß § 74 Abs. 2 OWiG verworfen, weil der Betroffene zum
Hauptverhandlungstermin unentschuldigt nicht erschienen sei.

Das Urteil ist dem Betroffenen am 27. Oktober 2023 zugestellt worden.

Mit persönlich verfasstem Schreiben vom 29. Oktober 2023, eingegangen beim Amtsgericht
am selben Tag, hat der anwaltlich nicht vertretene Betroffene die Zulassung der
Rechtsbeschwerde beantragt.
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Am 24. November 2023 hat der Betroffene den Antrag auf Zulassung der Rechtsbeschwerde
zu Protokoll der Geschäftsstelle beim Amtsgericht Geilenkirchen begründet. Er hat beantragt,
die Rechtsbeschwerde zuzulassen und zur Begründung ausgeführt, das Urteil verletze ihn in
mehrfacher Hinsicht in seinem Anspruch auf rechtliches Gehör. Unter anderem sei sein
Antrag auf Entbindung von der Verpflichtung zum persönlichen Erscheinen rechtsfehlerhaft
vom Amtsgericht abgelehnt worden.

Mit Schreiben vom 4. Dezember 2023, eingegangen beim Amtsgericht am selben Tag, hat
der Betroffene die protokollierende Rechtspflegerin wegen Besorgnis der Befangenheit
abgelehnt. Diese habe ihn gehindert, lückenlos zum Verfahrensgang vorgetragen und erklärt,
dies sei gar nicht notwendig. Den Antrag auf Zulassung der Rechtsbeschwerde hat der
Betroffene sodann noch im selben Schreiben ergänzend begründet und in diesem Rahmen
nähere Ausführungen zum Verfahrensgang getätigt.

Die Generalstaatsanwaltschaft hat mit Vorlageverfügung vom 26. Januar 2024 beantragt, die
Rechtsbeschwerde wegen Versagung rechtlichen Gehörs zuzulassen, das Urteil das des
Amtsgerichts Geilenkirchen vom 20. Oktober 2023 mit den zugehörigen Feststellungen
aufzuheben und die Sache zur erneuten Behandlung und Entscheidung - auch über die
Kosten der Rechtsbeschwerde - an das Amtsgericht Geilenkirchen zurückzuverweisen. Das
Amtsgericht habe den Entbindungsantrag des Betroffenen rechtsfehlerhaft abgelehnt und
durch die Verwerfung des Einspruchs gemäß § 74 Abs. 2 OWiG den Anspruch des
Betroffenen auf rechtliches Gehör verletzt. Nach dem Vorbringen des Betroffenen sei nicht zu
erwarten gewesen, dass dieser in der Hauptverhandlung Angaben zur Sache machen werde.
Das Amtsgericht hätte den Betroffenen damit nicht als säumig im Sinne von § 74 Abs. 2
OWiG behandeln dürfen. Die Rüge der Versagung des rechtlichen Gehörs habe der
Betroffene in zulässiger Weise erhoben. Die Rechtsmittelbegründung trage den Inhalt des
Entbindungsantrags und des gerichtlichen Ablehnungsbeschlusses „ausreichend vollständig“
vor.

II.

Der Zulassungsantrag des Betroffenen ist (derzeit) unzulässig.

Entgegen der Ansicht der Generalstaatsanwaltschaft ist die vom Betroffenen erhobene
Verfahrensrüge (bisher) nicht in zulässiger Weise erhoben.

Der Betroffene wird jedoch darauf hingewiesen, dass er Gelegenheit hat, binnen einer Frist
von einem Monat, die mit Zustellung dieses Beschlusses zu laufen beginnt, einen
formgerechten Zulassungsantrag zur Akte zu reichen.

Im Einzelnen:

1.

Der Betroffene hatte bei der Begründung seines Antrags auf Zulassung der
Rechtsbeschwerde die Vorgaben der §§ 344, 345 StPO, 80 Abs. 3 S. 3 OWiG zu beachten.

Danach bedurfte es der Einreichung einer von einem Rechtsanwalt unterzeichneten Schrift
oder einer Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle (§ 345 Abs. 2 StPO).

Der Betroffene hat den Antrag auf Zulassung der Rechtsbeschwerde zwar fristgerecht - am
24. November 2023 - zu Protokoll der Geschäftsstelle begründet.
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Dem protokollierten Vorbringen ist auch zu entnehmen, dass der Betroffene die Verletzung
seines rechtlichen Gehörs rügt, das er in mehrfacher Hinsicht verletzt sieht, unter anderem
weil seinem Antrag auf Entbindung von der Verpflichtung zum persönlichen Erscheinen zu
Unrecht nicht stattgegeben worden sei.

Ebenso geht der Betroffene in rechtlicher Hinsicht zutreffend davon aus, dass der Anspruch
auf Gewährung von rechtlichem Gehör verletzt ist, wenn über einen rechtzeitig gestellten
Antrag auf Entbindung von der Pflicht zum persönlichen Erscheinen überhaupt nicht oder
ohne eine auf § 73 Abs. 2 OWiG zurückführbare Begründung entschieden wird. Dies
entspricht ständiger Senatsrechtsprechung.

Gleichwohl ist eine Versagung des rechtlichen Gehörs vorliegend nicht hinreichend dargetan.

Die Versagung des rechtlichen Gehörs ist mit einer den Anforderungen des § 344 Abs. 2 S. 2
StPO genügenden Verfahrensrüge geltend zu machen (ständige Senatsrechtsprechung, vgl.
SenE v. 04.02.1999, NZV 1999, 264; SenE v. 15.04.1999, NZV 1999, 436; SenE v.
08.01.2001, DAR 2001, 179; SenE v. 11.01.2001, VRS 100, 204). Das Rügevorbringen muss
so vollständig sein, dass das Rechtsbeschwerdegericht überprüfen kann, ob die
Voraussetzungen für eine Entbindung von der Anwesenheitspflicht nach § 73 Abs. 2 OWiG
vorlagen (SenE v. 21.12.2001, NStZ 2002, 268 [269]; SenE v. 11.01.2002, NStZ-RR 2002,
114 [116]; OLG Hamm, VRS 107, 120 [122]; OLG Koblenz, zfs 2005, 311; OLG Saarbrücken,
VRS 114, 50 [51]). Zur gesetzmäßigen Ausführung der Rüge bedarf es neben der Mitteilung
des Entbindungsantrags und der ablehnenden Gerichtsentscheidung der genauen Darlegung
der Einzelumstände, aus welchen Gründen ein Anspruch auf Entbindung bestand.

Eine Verfahrensrüge betreffend die Verletzung des rechtlichen Gehörs des Betroffenen ist
nach diesen Maßgaben (bisher) nicht in zulässiger Weise erhoben worden.

Die Überprüfung der Verfahrenstatsachen auf der Grundlage des zu Protokoll der
Geschäftsstelle gegebenen Beschwerdevorbringens des Betroffenen ergibt zwar, dass der
Betroffene einen Antrag auf Entbindung von der Teilnahme an der Hauptverhandlung vom
20. Oktober 2023 gestellt hat. Der Antrag soll am 13. Oktober 2023 beim Amtsgericht
Geilenkirchen eingegangen sein.

Das Rügevorbringen ist indes schon deshalb unvollständig, weil die Erklärungen zur
Niederschrift im Protokoll der Geschäftsstelle den Inhalt des Entbindungsantrages und den
Inhalt des gerichtlichen Ablehnungsbeschlusses nicht ausreichend vollständig wiedergeben.
Dem Beschwerdevorbringen lässt sich nur entnehmen, der Betroffene habe erklärt, er wolle
sich in der Hauptverhandlung „zur Sache“ nicht einlassen. Im weiteren Verlauf der
Beschwerdebegründung heißt es, der Betroffene habe bekundet, „sich in tatsächlicher
Hinsicht“ nicht zu erklären. Auch soll die Formulierung „zum jetzigen Zeitpunkt“ verwendet
worden sein. Der genaue Wortlaut erschließt sich indes nicht. Auch fehlt es an einer
hinreichenden Wiedergabe der vom Betroffenen angegebenen Gründe, mit welchem er
seinen Entpflichtungsantrag begründet hat. Eine hinreichende Darstellung des Inhalts des
Ablehnungsbeschlusses des Amtsgerichts fehlt ebenfalls.

Ein Rückgriff auf die Ausführungen in dem vom Betroffenen persönlich gefertigten Schreiben
vom 4. Dezember 2023 ist dem Senat verwehrt, da das Schreiben nicht den
Formerfordernissen des § 345 Abs. 2 StPO entspricht.

2.
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Eine Verwerfung des Rechtsmittels des Betroffenen als unzulässig (§§ 349 Abs. 1 StPO, 80
Abs. 4 OWiG) kommt derzeit gleichwohl nicht in Betracht. Eine Entscheidung über den
Zulassungsantrag kann derzeit noch nicht ergehen.

Denn schon nach Aktenlage erscheint es hinreichend glaubhaft im Sinne von §§ 44 Abs. 1 S.
1 StPO, 46 Abs. 1 OWiG, dass der Betroffene ohne eigenes Verschulden an der Einreichung
einer formgerechten Antragsbegründungsschrift gehindert gewesen ist, weil die zuständige
Rechtspflegerin davon abgesehen hat, eine vom Betroffenen gewünschte Darstellung des
Verfahrensverlaufs zu protokollieren. Hierfür spricht die Aktenlage und insbesondere der
Inhalt des Schreibens des Betroffenen vom 4. Dezember 2023. Der Senat geht deshalb
davon aus, dass eine Protokollierung des genaueren Verfahrensgangs aus Gründen, die
maßgeblich im Verantwortungsbereich der Justiz liegen, unterblieben ist.

Sind aber - wie hier - die Gründe für die (derzeitige) Unzulässigkeit eines Rechtsmittels in der
Sphäre der Justiz entstanden, kann dem mit der Gewährung von Wiedereinsetzung in den
vorigen Stand von Amts wegen gegen die Versäumung der Frist zur Anbringung einer
(formgerechten) Rechtsmittelbegründung begegnet werden (BVerfG, NJW 2013, 446; BVerfG
BeckRS 2006, 28183; Gericke in Karlsruher Kommentar, StPO, 9. Aufl. 2023, § 345 Rdn. 26).

Die mithin grundsätzlich mögliche Wiedereinsetzung in den vorigen Stand kann allerdings -
selbst wenn der Wiedereinsetzungsgrund in einer fehlerhaften Sachbehandlung durch die
Justiz liegt - erst gewährt werden, wenn die versäumte Handlung (hier die formgerechte
Rechtsmittelbegründung) nachgeholt worden ist (§ 45 Abs. 2 S. 2 u. S. 3 StPO, 46 Abs. 1
OWiG).

Hierauf ist der Betroffene hinzuweisen.

Ihm ist Gelegenheit zur formgerechten Begründung seines Rechtsmittels zu geben, wobei ihn
die in § 45 StPO vorgesehene Wochenfrist mit Blick auf die Kenntniserlangung während des
laufenden Rechtsmittelverfahrens, dass seine Rechtsmittelbegründung aufgrund eines
Verschuldens der Justiz in nicht zulässiger Weise erfolgt ist und was er nun zu unternehmen
hat, unangemessen benachteiligen würde. Zu gewähren ist ihm daher - in Anlehnung an die
Fristbestimmung in §§ 345 StPO, 80 Abs. 3 OWiG - eine Frist von einem Monat (vgl. SenE v.
07.12.2023 - III-1 ORbs 359/23; SenE v. 19.09.2023 - III-1 ORs 109/23; OLG Bamberg,
Beschluss v. 25.10.2017 - 2 Ss OWi 1399/17 – juris).

Die hiernach für die Nachholung der Rechtsmittelbegründung maßgebliche
Wiedereinsetzungsfrist von einem Monat beginnt mit der Zustellung des Beschlusses, mit
dem der Betroffene über die Wiedereinsetzungsmöglichkeit belehrt wird (vgl. BVerfG NJW
2013, 446; BVerfG NStZ-RR 2005, 238; BVerfG, Beschluss v. 27.06.2006 - 2 BvR 1147/05,
juris).

3.

Der Betroffene erhält nach alledem Gelegenheit, binnen eines Monats nach Zustellung dieser
Senatsentscheidung sein Rechtsmittel (erneut) zu begründen.

Er wird darauf hingewiesen, dass die Begründung nur in einer von dem Verteidiger oder
einem Rechtsanwalt unterzeichneten Schrift oder zu Protokoll der Geschäftsstelle erfolgen
kann (§ 345 Abs. 2 StPO).
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Zum Zweck der Entgegennahme einer evtl. weiteren Rechtsmittelbegründung sind die Akten
an das Amtsgericht Geilenkirchen zurückzuleiten.

Vorsorglich wird auch darauf hingewiesen, dass eine von dem Betroffenen persönlich
gefertigte Revisionsbegründungsschrift und von dem Rechtspfleger lediglich am Schluss des
Protokolls mitunterzeichnete Rechtsbeschwerdebegründung nicht den Erfordernissen einer
ordnungsgemäßen Protokollierung im Sinne von § 345 Abs. 2 StPO entspricht. Die wirksame
Erklärung der Rechtsmittelbegründung zu Protokoll der Geschäftsstelle setzt voraus, dass
der – hierfür zuständige – Rechtspfleger, der eine Prüfungs- und Belehrungspflicht innehat
(Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, 66. Aufl. 2023, § 345 Rdn. 21), an der Erklärung inhaltlich
mitwirkt.
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